Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 3058 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Serres und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Fünften Gesetzes 
zur Änderung des Zollgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Zollgesetz vom 14. Juni 1961 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 737), zuletzt geändert durch das Vierte Ge- 
setz zur Änderung des Zollgesetzes vom 9. Septem- 
ber 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 805), wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 77 

a) wird als neuer Absatz 6 eingefügt: 

„(6) Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung den Wortlaut des 
Zolltarifs den unmittelbar in der Bundesrepu- 
blik Deutschland geltenden Verordnungen 
des Rats oder der Kommission der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft anpassen. ", 

b) erhält der bisherige Absatz 6 die Bezeichnung 
Absatz 7, 

c) werden im neuen Absatz 7 die Wort „nach 
den Absätzen 1 bis 3" ersetzt durch die 
Worte „nach den Absätzen 1 bis 3 und 6". 


2. Im Achten Teil wird vor § 81 folgender § 80 a 
eingefügt: 

„§ 80 a 

Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten, so- 
weit nichts anderes bestimmt ist, auch für Ein- 
gangsabgaben, die auf Grund unmittelbar in der 
Bundesrepublik Deutschland geltender Verord- 
nungen des Rats oder der Kommission der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft zu erheben 
sind." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
.Uberleitungsgesetzes. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 22. Januar 1965 


Dr. Serres 
van Delden 
Diebäcker 

Glüsing (Dithmarschen) 
Hesemann 
Krug 
Menke 
Dr. Preiß 


Werner 

Bäumer 

Junker 

Müller (Worms) 
Dr. Rinderspacher 
Urban 

Dr. Effertz 


Begründung umseitig 
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Begründung 


Zu Artikel 1 Nr. 1 

Der Zolltarif ist die allgemeine Grundlage für die 
Zollerhebung. Wenn Verordnungen der EWG eine 
abweichende Bemessungsgrundlage festlegen, muß 
im Interesse der Rechtsklarheit der Zolltarif alsbald 
der neuen Rechtslage angepaßt werden. 

( Zu Artikel 1 Nr. 2 

Der Rat und die Kommission der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft sind nach dem Vertrag 
zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft befugt, nach diesem Vertrag zulässige Rege- 
lungen für alle Mitgliedstaaten auch in Form einer 
Verordnung zu erlassen. Nach Artikel 189 Abs. 2 
des Vertrages haben solche Verordnungen allge- 
meine Geltung. Sie sind in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gelten unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. Wenn solche Verordnungen Eingangsabgaben 
vorsehen, muß das nationale Verfahren für deren 
Erhebung feststehen. Soweit nicht durch andere 
innerstaatliche gesetzliche Vorschriften (z. B. Ab- 
schöpfungserhebungsgesetz) etwas anderes be- 
stimmt ist, wird durch die vorgesehene Änderung 
das Zollgesetz für anwendbar erklärt. 


überwiesen in der 163. Plenarsitzung am 12. Februar 1965 an den 
Finanzausschuß federführend und den Außenhandelsausschuß mitbe- 
ratend 
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